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			Malcorra tritt zurück 

			Karrierediplomat Faurie wird neuer Außenminister

			[image: malcorra.jpg] 

			Präsident Mauricio Macri gibt den Rücktritt von Susana Malcorra bekannt. (Foto: Casa Rosada)

			Buenos Aires (dpa/mc) - Außenministerin Susana Malcorra (62) ist zurückgetreten. Dafür gebe es ausschließlich persönliche Gründe, sagte Staatschef Mauricio Macri am Montag in Buenos Aires. Der gegenwärtige Botschafter in Paris, Jorge Faurie, soll das Ministeramt übernehmen.

			Macri nannte den Rücktritt Malcorras eine „schlechte Nachricht“. Die scheidende Außenministerin habe in den vergangenen anderthalb Jahren viel dazu beigetragen, dass Argentinien sich wieder schnell in die Weltgemeinschaft habe einfügen können.

			Malcorra sprach von der Spannung zwischen dem „Stolz und Verantwortung, Argentinien in der Welt zu repräsentieren“ einerseits und den Verpflichtungen ihrer Familie gegenüber andererseits. Letztere wohnt in Madrid, wohin Malcorra nun auch ziehen wird. Von dort aus wird sie der Macri-Regierung als Beraterin zur Verfügung stehen.

			Malcorra ist nach dem Ausscheiden von Finanzminister Alfonso Prat-Gay im vorigen Dezember das zweite Mitglied des Kabinetts Mauricio Macris, das seit seiner Amtsübernahme vor eineinhalb Jahren zurücktritt.

			Malcorra, die vor ihrer Zeit als Außenministerin als Kabinettschefin des damaligen UN-Generalsekretärs Ban Ki-moon fungiert hatte, konnte durch ihre zahlreichen Kontakte auf diplomatischer Ebene dazu beitragen, Argentinien international besser zu positionieren. 

			In ihre Amtszeit fielen aber auch schwierige Momente. Als ungeschickt kann als heutiger Sicht angesehen werden, dass sie sich im US-Wahlkampf deutlich für Hillary Clinton ausgesprochen hatte. Bedenkt man den späteren Wahlausgang, wäre eine neutralere Position im Vorfeld besser gewesen.

			Bei der UNO in New York musste sie die Irritationen ausbügeln, die nach einem Gespräch zwischen Macri und der britischen Premierminister Theresa May entstanden waren. Der argentinische Präsident hatte erklärt, die britische Seite sei einverstanden, die Souveränitätsrechte auf den Malwinen-Inseln neu zu verhandeln - was dann von May aber umgehend dementiert wurde.

			Mehrere Monate ihrer Amtszeit war Malcorra indes damit beschäftigt, sich um die Nachfolge von Ban Ki-moon zu bemühen. Ihre Kandidatur als UNO-Generalsekretärin scheiterte schließlich - nicht zuletzt am Widerstand der Veto-Macht Großbritannien.

			Malcorras Nachfolger Jorge Faurie kann auf eine lange diplomatische Laufbahn zurückblicken, die er 1976 begann. Er fungierte als Botschafter in Chile, Portugal und zuletzt seit zwei Jahren in Frankreich. Während der Präsidentschaft von Carlos Menem bekleidete er das Amt des Protokollchefs im Präsidentenpalast. Unter Präsident Eduardo Duhalde war er Staatssekretär für Auswärtige Angelegenheiten.

			Faurie tritt sein neues Amt am 12. Juni an. Das heißt, zum Zeitpunkt des Besuchs der deutschen Bundeskanzlerin Angela Merkel am 8. Juni hat Argentinien keinen etatmäßigen Außenminister.
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			Die Woche in Argentinien

			Cristina bereit für Kandidatur 

			Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner schließt eine Kandidatur bei den kommenden Kongresswahlen nicht mehr aus: „Wenn es für den Sieg notwendig sein sollte, kandidiere ich“, sagte die einstige Staatschefin vor wenigen Tagen in einem Interview des TV-Senders C5N.  In diesem Jahr sind die Bürger zweimal aufgerufen, zu den Wahlurnen zu gehen: Zunächst am 13. August zu den Vorwahlen und dann am 22. Oktober zu den Hauptwahlen. Bei letzteren wird die Hälfte der Sitze der Deputiertenkammer und ein Drittel der Sitze im Senat neu gewählt. Bis zum 24. Juni haben die Parteien und Wahlallianzen Zeit, ihre Kandidaten zu nominieren. Für Cristina käme eine Kandidatur in der Provinz Buenos Aires in Betracht. Sie machte bei dem TV-Interview aber deutlich, dass sie sich nur dann als Kandidatin der Peronistischen Partei (PJ) aufstellen ließe, wenn es Einigkeit gäbe. Eine mögliche parteiinterne Konkurrenz gegen ihren einstigen Verkehrsminister Florencio Randazzo bei den Vorwahlen schloss sie aus.

			Verdacht gegen „6,7,8“

			Ging es beim einstigen TV-Programm „6,7,8“ finanziell nicht mit rechten Dingen zu? Diese Frage wird nun die Justiz beschäftigen, bei der eine entsprechende Anzeige der Anti-Korruptionsbehörde (OA) eingegangen ist. Die Produktionsfirma PPT, die das mit dem Regierungswechsel 2015 auf Eis gelegte Programm herstellte, wird dabei verdächtigt, Gelder in Millionenhöhe abgezweigt zu haben. Wie die Zeitung „Clarín“ berichtete, habe die staatliche Sozialversicherung ANSES zwischen 2010 und 2014 insgesamt 176 Millionen Pesos für Reklame im staatlichen Fernsehen (TV Pública) überwiesen. Von diesem Geld seien 88 Millionen Pesos „auf irreguläre Weise“ an die von Diego Gvirtz geführte Produktionsfirma geflossen. Dem staatlichen Fernsehen sei großer Schaden entstanden, heißt es in der Anzeige. Darin wird auch ein Einfrieren von Vermögenswerten von Diego Gvirtz und dessen Bruder Fernando gefordert. „6,7,8“ war ein Diskussionsprogramm mit  Kirchner-treuen Diskutanten.

			Macri lobt Franziskus

			Das Verhältnis zwischen Präsident Mauricio Macri und seinem Landsmann Papst Franziskus galt bislang als frostig und angespannt. Nun hat sich der Staatschef um freundliche Worte in Richtung Rom bemüht. Als „soziales Vorbild für alle Argentinier“ bezeichnete Macri den Pontifex Maximus in seinem Dankschreiben für die päpstlichen Glückwünsche zum 207. Jahrestags der Mairevolution vor wenigen Tagen. Dies berichtet die Katholische Nachrichtenagentur aus Österreich. Franziskus stelle „eine Quelle der Inspiration“ für all diejenigen dar, „die sich für die soziale Inklusion und Entwicklung einsetzen“, so Macri. Das sind neue Töne. In den hiesigen Medien wurde immer wieder darüber berichtet, dass der Staatschef verstimmt gewesen sei über Gesten und Äußerungen des Papstes zu innenpolitischen Themen. So mahnte das Kirchenoberhaupt eine soziale Politik an und bekundete der inhaftierten Sozialaktivisten Milagro Sala seine Solidarität, indem er ihr einen Rosenkranz zusandte.

			Öffnung von Olivos

			Präsident Mauricio Macri will die Grünanlagen seiner Residenz in Olivos für die Bürger öffnen. Präsidialamtschef Fernando de Andreis und Jorge Macri, der Cousin des Präsidenten in seiner Funktion als Bürgermeister von Vicente López, stellten vor wenigen Tagen ein entsprechendes Projekt vor. Dieses sieht vor, die Mauer, die das Gelände der Residenz von der Straße Maipú abtrennt, abzureißen. So sollen die Bürger Zugang zu einer Parkanlage haben, die auf einer Fläche von 14.500 Quadratmetern geplant ist. Der „Paseo de la República“ wird sich auf der Länge eines Straßenblocks an der Straße Maipú entlangziehen. Die Kosten für das Projekt werden auf 25 bis 30 Millionen Pesos beziffert. Wie Andreis ausführte, gehe es bei dem Vorhaben um ein Mehr an Transparenz und eine Öffnung des historischen Geländes für dessen „wahre Eigentümer: alle Argentinier“.

			Neuer Prozess gegen CFK?

			Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner droht möglicherweise eine weitere juristische Baustelle. So bereiten die Staatsanwälte Gerardo Pollicita und Ignacio Mahiques einen neuen Prozess gegen die einstige Staatschefin wegen des Verdachts der Korruption und Geldwäsche vor. Es wäre bereits der vierte Prozess gegen Kirchner. Die Staatsanwälte stellten bei Bundesrichter Julián Ercolini nun den Antrag, die Politikerin sowie ihre Kinder Máximo und Florencia zur Vernehmung vorzuladen. Sie haben dafür ein 300 Seiten starkes Gutachten vorgelegt. Darin geht es um Darlehen des Bauunternehmers Lázaro Báez für die einstige Präsidentenfamilie, mögliche Scheinbuchungen von Zimmern in Hotels der Kirchners durch Báez, Scheinfirmen, gefälschte Unterschriften sowie einen Grundstückserwerb zu einem Bruchteil seines realen Werts. Die Staatsanwälte gehen von einem Betrug am Staat aus, den sie auf mindestens 86 Millionen Pesos beziffern. (AT/mc)

		

	
		
			Meinung

			[image: 11801.png] 

			Odebrecht - korrupt und zuverlässig

			Die brasilianische Firma Odebrecht, eines der weltweit größten Unternehmen auf dem Gebiet des Baus von Infrastrukturprojekten, ist außer in Brasilien auch in anderen lateinamerikanischen Staaten tätig, darunter besonders in Argentinien. In Brasilien wurde der Hauptinhaber und Geschäftsführer der Firma, Marcelo Odebrecht, wegen Bestechung hoher Beamter zu 20 Jahren Haft verurteilt. Dort ist eine Welle der Aufdeckung der Korruption in Gang, die mit dem Erdölunternehmen Petrobras begonnen hat, und “lava jato” getauft wurde. Es ist ähnlich wie die “mano pulite” von Italien, mit dem Unterschied, dass es sich dort um das Problem der “Mafia” und ihrer Beziehung zu hohen Beamten handelte, die Geld erhielten und Erpressungen der “Mafiosi” geschehen ließen, während es sich in Brasilien und auch in Argentinien um Schmiergelder handelt, die mit der Zuteilung von Bauaufträgen verbunden waren.

			Diese Zahlungen sind eigentlich eine normale Erscheinung, wobei sie in Italien, wenn es sich um Länder der dritten Welt handelte, sogar steuerlich abgezogen werden konnten. In den letzten Jahrzehnten haben sich die Staaten durchgesetzt, wie die Vereinigten Staaten und Deutschland, die so etwas auf keinen Fall dulden wollen. Sie sind dabei auch gegen eigene Unternehmen vorgegangen und haben auch das Argument nicht gelten lassen, dass sie dann Exportaufträge zu Gunsten von Italien u.a Ländern verlieren. Seit einiger Zeit hat sich auch Brasilien diesen Ländern angeschlossen.

			Odebrecht ist in Argentinien maßgeblich an zwei großen Projekten beteiligt: die Umwandlung der Sarmiento-Vororteisenbahn in eine Untergrundbahn und eine Anlage zur Wasserreinigung am Paraná-Fluss, die das Staatsunternehmen AYSA in Auftrag gegeben hat. Die Grabungsarbeiten für den U-Bahn-Tunnel haben vor einigen Monaten im Vorort Haedo schon begonnen, nachdem dies unter den Kirchners vier Mal angekündigt, aber nie vollzogen worden war. 

			In Brasilien besteht auch das nordamerikanische System, dass eine Person, die schon verurteilt wurde, eine Verringerung der Haftstrafe gegen Angabe von Daten über weitere Personen aushandeln kann, die auch an der Korruption beteiligt sind. Marcelo Odebrecht hat schon mehrere andere angezeigt und erreicht, dass seine Haftzeit von zwanzig auf drei Jahre verringert wurde. Jetzt hat er angegeben, dass die Firma in den Jahren 2007 bis 2014 insgesamt u$s 35 Mio. an argentinische Beamte gezahlt habe. Das bezieht sich auf Beamte der Kirchner-Regierungen, voraussichtlich auch auf den ehemaligen Planungsminister Julio de Vido, der bei bisherigen Korruptionsverfahren glimpflich davongekommen ist.

			Odebrecht befürchtet, dass die beiden genannten Zuteilungen rückgängig gemacht werden. In diesem Sinn hat die Firma angeboten, dem argentinischen Staat einen Betrag von u$s 35 Mio. zu zahlen, der den Schmiergeldern entspricht, wenn die Verträge eingehalten werden. Das hat die Regierung abgelehnt, wobei Justizminister Germán Garavano erklärte, es gebe keine gesetzliche Norm, die so etwas erlaube. Jetzt sollen die Verträge revidiert und, wenn schwere Unregelmäßigkeiten aufgedeckt werden, aufgehoben werden.

			Die Frage ist, wie es weitergeht. Zunächst führt dies dazu, dass die Arbeiten stillgelegt und bestenfalls im einem Jahr wieder aufgenommen werden. Das kommt der Regierung gewiss nicht gelegen, wobei auch die Möglichkeit einer Aufhebung der Verträge mit einem Neubeginn besteht, was eine weitere Verzögerung darstellt. Es ist somit anzunehmen, dass die Regierung eine Lösung sucht, bei der die Schmiergeldproblematik von der Justiz behandelt wird, aber der Bau beider Objekte fortgesetzt wird. Denn als Bauunternehmen ist Odebrecht weiter Klasse eins.
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			Im Blickfeld: May-Day in Großbritannien

			Von Stefan Kuhn

			Am Donnerstag ist es soweit. Während die deutsche Bundeskanzlerin in Argentinien weilt, wird im Vereinigten Königreich gewählt. Alles spricht dafür, dass es der Tag der Theresa May wird. Die britische Premierministerin, die zum ersten Mal als Spitzenkandidatin der Konservativen antritt, gilt als klare Favoritin. Sie dürfte dem meisten Umfragen nach die Ergebnisse ihres Vorgängers David Cameron deutlich verbessern. Nur ihr traut man zu, die Brexit-Verhandlungen zu einem für Großbritannien günstigen Ergebnis zu bringen.

			Der Austritt des Vereinigten Königreichs aus der Europäischen Union ist der Hauptgrund für die vorgezogenen Unterhauswahlen. Regierungschefin May will sich dabei ein eindeutiges Mandat für ihre Verhandlungsposition sichern. Umso erstaunlicher ist, dass er im Wahlkampf nur eine Nebenrolle spielt. Die Labour Party um den im linken Parteispektrum angesiedelten Oppositionsführer James Corbyn hat das Thema aus dem Wahlprogramm weitgehend verbannt. Labour will das Ergebnis des Referendums vom Juni vergangenen Jahres respektieren, aber EU-Umwelt- und Sozialstandards übernehmen und bei den Verhandlungen auf einen Zugang des Königreichs zum Europäischen Binnenmarkt hinarbeiten. May hat letzteres klugerweise offen gehalten. Corbyn setzt im Wahlkampf hauptsächlich auf Rückverstaatlichungen und ein umfangreiches Sozialprogramm. Wie er das bezahlen will, bleibt sein Geheimnis. Nach dem EU-Austritt erwarten die meisten Ökonomen eine klamme Situation in Großbritanniens Staatskasse.

			Bedeutung hat der Brexit im Wahlprogramm der Liberaldemokraten und der sozialdemokratischen Schottischen Nationalpartei (SNC). Die Liberalen waren die schärfsten Gegner eines britischen EU-Austritts. Sie verlangen eine Volksabstimmung über den künftigen Ausstiegsvertrag, der erst nach den Parlamentswahlen ausgehandelt wird. Dabei sollen die Wähler auch die Möglichkeit haben, sich für einen Verbleib in der EU zu entscheiden. Die Schotten, die sich mit deutlicher Mehrheit für einen Verbleib in der EU ausgesprochen haben, fordern eine Beteiligung der Regionen an den Ausstiegsverhandlungen und drohen mit einem neuen Unabhängigkeitsreferendum.

			Die Befürworter des Verbleibs in der EU, es waren immerhin 48 Prozent, scheinen ihre Niederlage sportlich zu nehmen. Weder die Liberaldemokraten profitieren noch die SNP profitieren in den Umfragen von ihrer Haltung. Auch wenn das Referendumsergebnis von Falschmeldungen und schlichten Lügen der EU-Gegner beeinflusst war, scheint es breite Akzeptanz zu finden.

			Dennoch ist der Ausgang der Unterhauswahlen nicht ganz so sicher, wie es die Umfragen andeuten. Zunächst spielt da der Trend eine Rolle. Labour hat den Abstand zu den Torys in den letzten Wochen deutlich verringert, das könnte sich fortsetzen. Laut einer Umfrage des Meinungsforschungsinstituts YouGov in der „Times“, liegt er nur noch bei drei Prozentpunkten. Nach dieser Umfrage, die am Mittwoch veröffentlicht wurde, könnte die Konservative Partei ihre absolute Mehrheit im Unterhaus verlieren. Was die Wahlkreisergebnisse angeht, ist die Umfrage allerdings nicht sehr überzeugend. Im Vereinigten Königreich gilt das relative Mehrheitswahlrecht, und das hat seine Tücken.

			Die Unterhausabgeordneten werden in 650 Wahlkreisen ermittelt, der Kandidat mit den meisten Stimmen zieht ins Parlament ein. Dabei sind Platzhirsche im Rennen, denen die Wiederwahl sicher ist, egal wie unbeliebt ihre Partei ist. Zudem gibt es Wahlkreise, die so fest in der Hand einer Partei sind, dass diese auch ein Pferd als Kandidaten aufstellen könnte. Manchmal reichen 30 Prozent der Stimmen aus, um einen Wahlkreis zu gewinnen. Die Gegner müssen nur weniger haben.

			Um zuverlässige Umfrageergebnisse zu bekommen, müsste man in jedem Wahlkreis rund 700 Wahlberechtigte befragen. Das wäre fast eine halbe Million Menschen. Selbst wenn man sichere Mandate für die entsprechenden Parteien abzieht, bleibt noch eine organisatorisch nicht zu bewältigende Anzahl von Befragungen übrig. YouGov hat nach eigenen Angaben 50.000 Wahlberechtigte befragt. Das ist eine enorm hohe Zahl für Wahlumfragen, bei denen normalerweise zwischen 1000 und 4000 Menschen befragt werden. Auf die 650 britischen Wahlkreise umgerechnet bedeutet das in der YouGov-Umfrage durchschnittlich nur 76 Befragte für ein Parlamentsmandat. Selbst wenn man die Hälfte der Wahlkreise als bereits vergeben ansieht, ist das Umfrageergebnis noch mehr als zweifelhaft.

			Die anderen Umfragen, bei denen wesentlich weniger Menschen befragt wurden, müssten dementsprechend aber noch zweifelhafter sein. YouGov lag mit seiner Methode auch ziemlich nah am Endergebnis des Brexit-Votums. Ein bisschen Spannung dürfte am Donnerstag folglich noch bleiben.
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			Randglossen

			Die chinesische Regierung beteiligt sich mit besonders billigen und langfristigen Krediten zusehends an neuen argentinischen Infrastrukturprojekten, derweil sie auch argentinische Exporte, insbesondere von proteinreichen Sojabohnen, zulässt. Neu ist der chinesische Import von argentinischem Rindfleisch, das jahrzehntelang von Deutschland, Frankreich, Japan und anderen möglichen Kundenländern außer Großbritannien, verboten war. Mit den ersten chinesischen Rindfleischimporten aus Argentinien eröffnet sich ein möglicher Großkunde. China, das sich nach dem Tod des Revolutionshelden Mao Tse Tung der Welt geöffnet hat, hat damit ein weiteren großen Schritt zu einer weltoffenen Importpolitik vollzogen, die für die argentinische Landwirtschaft einen Markt ungewöhnlicher Kaufkraft in Aussicht gestellt, wie es vor dem Ersten Weltkrieg in ganz Europa war. Zuletzt war nur noch Großbritannien übrig geblieben. Alle anderen möglichen Märkte schotteten sich teils aus fadenscheinigen Gründen gegen argentinisches Rindfleisch ab.

			Martin Schulz hat es nicht leicht, denn seine Kontrahentin Angela Merkel macht es ihm schwer. Allmählich kommt die Kanzlerin in den gefürchteten Wahlkampfmodus. Nach den Niederlagen seiner Partei in den letzten Landtagswahlen wollte der SPD-Kanzlerkandidat eigentlich mit welt- und europapolitischen Themen punkten. Doch Merkel kam ihm zuvor. In einem bayrischen Bierzelt hielt sie eine Brandrede, in der sie den US-Präsidenten Donald Trump unerwartet scharf kritisierte und für ein stärkeres Europa plädierte. Das brachte ihr national und international Zustimmung. Schulz blieb nichts anderes übrig, als noch härter zu kontern. Man müsse sich Trump in den Weg stellen. Er warf ihm gar „politische Erpressung“ vor. Inzwischen hat Merkel ihre Kritik relativiert. Man wartet auf Schulz. Wird er auch nachziehen?

			US-Präsident Donald Trump gibt der Welt Rätsel auf. Das betrifft nicht nur die Frage, was er als Nächstes tun wird, es gibt auch ganz konkrete linguistische Herausforderungen. Derzeit grübelt man weltweit über die Twitter-Nachricht „Trotz der dauernden negativen Presse covfefe...“, die er am Mittwoch kurz nach Mitternacht abgeschickt hat. Was „covfefe“ bedeutet, sei dahingestellt. Sein Pressesprecher Sean Spicer erklärte kryptisch, eine kleine Minderheit wisse, was das Wort bedeute. Beunruhigend an der Sache ist, dass die Nachricht plötzlich abbricht. Hat sich Trump vertastet und nur aus Versehen „send“ gedrückt? Oder ist er beim Schreiben eingeschlafen? Wer weiß, was er sonst so alles macht, wenn andere Menschen schlafen. Vielleicht spielt er auch mit dem Atomköfferchen. Manche unken ja, „covfefe“ sei der Code für den Abschuss der Kernwaffen.
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			Pressestimmen: Moralische Führung

			Europäische Zeitungen zu Merkels USA-Kritik

			„Die Worte Angela Merkels nach den Gipfeln der Nato und der G7 (...) dürfen weder als einfacher Ausdruck der Frustration bezüglich der ausgebliebenen Ergebnisse bei den Treffen in Brüssel und Taormina noch als politischer Wutanfall (...) betrachtet werden. Sie sind stattdessen eine ernsthafte Warnung vor den Rissen in den transatlantischen Beziehungen, die seit dem Ende des Zweiten Weltkriegs das Fundament des Fortschritts und der Sicherheit in Europa bildeten. Die deutsche Kanzlerin hat gut daran getan, Klartext zu sprechen. Es ist notwendig, sich der Realität zu stellen: Europa ist heute weit weniger wichtig als noch vor fünf Monaten.“

			El País (Madrid)

			„Angela Merkels Äußerung, wonach es nicht mehr selbstverständlich sei, dass Europa sich auf die USA verlassen kann, sollte nicht unterschätzt werden. Man muss zwar noch ihre Wiederwahl im September abwarten, aber danach dürfte bei der Vertiefung der europäischen Zusammenarbeit Vollgas gegeben werden. Was die Wiederbelebung der Achse Frankreich-Deutschland vor allem so interessant macht, ist das Abhaken der USA unter Donald Trump als wichtigem Bündnispartner und Großbritanniens als EU-Mitglied. (...)  Mit der Abkoppelung von den USA und Großbritannien wird Deutschland zur Übernahme der moralischen Führung Europas gedrängt.“ 

			De Telegraaf (Amsterdam)

			„In all den Jahren hatte die ewig Unterschätzte große Machos der Weltpolitik gezähmt - Silvio Berlusconi zum Beispiel. Für Trump legte sie sich wie so oft eine Politik der kleinen Schritte zurecht: Ein IWF-Frauenfonds mit Ivanka Trump hier, ein duales Ausbildungsprojekt dort. Klein-Klein im Merkel-Tempo, bis das Gegenüber eingelullt ist (...) Dass Trump die deutsche Handelspolitik jedoch pauschal als „bad, very bad“ gegeißelt haben soll, dass Strafzölle nicht vom Tisch sind, dass er Merkel und ihre Nato-Kollegen wie Schulkinder belehrt, sie schuldeten den USA viel Geld: Das alles ist Beleg, dass die Kanzlerin den Mann mit der blonden Mähne nicht zähmen kann.“

			Die Presse (Wien)
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			Argentinische Wirtschaft

			Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 16,40, gegen $ 16,35 in der Vorwoche, womit er ab Ende 2916 um 1,42% und im Mai um 4,5% zugenommen hat. Die ZB-Reserven lagen bei u$s 43,14 Mrd., gegen u$s 47,46 Mrd. in der Vorwoche. Der Rofex-Terminkurs lag zum 30. April 2018 bei $ 18,81, was einen Jahreszinssatz von 20,21% bedeutet.

			***

			Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires stieg in einer Woche zum Mittwoch um 3,06% und ab Ende 2016 um 32,10%.

			***

			Die argentinischen Staatspapiere haben sich in einer Woche zum Mittwoch leicht erholt, mit folgenden Veränderungen: Argentina 2019: +0,14%; Argentina 2021: +0,18%; Argentina 2016: +0,09%; Argentina 2046: +0,33%; Bonar 2024: +0,56%.

			***

			Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) am Mittwoch bei 18 Karat zu $ 340,03 und bei 24 Karat zu $ 485,75 gehandelt.

			***

			Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB), stieg in 12 Monaten zum 29.5.17 um 32,05%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das sich auf Zahlungsmittel im weiteren Sinn bezieht, nahm in der gleichen Periode um 30,56% zu.

			***

			Die gesamten Bankdepositen in Pesos stiegen in 12 Monaten zum 29.5.17 um 30,74% auf $ 1,72 Bio., und die gesamten Bankkredite in Pesos nahmen um 23,13% auf $ 1,07 Bio. zu. Die Depositen in Dollar stiegen in der gleichen Periode um 85,76% auf u$s 26,85 Mrd., wobei sie jedoch in den letzten 30 Tagen um 7,34% abnahmen. Viele Sparer sind auf Schatzscheine in Dollar übergegangen, die zu 2,8% bis 3,4% verzinst werden, während bei Dollardepositen nur 0,2% bis 0,5% gezahlt werden. Die Dollarkredite nahmen in 12 Monaten um108,68% auf u$s 11,99 Mrd. zu.

			***

			Der Index der Industrieproduktion des INDEC, benannt EMI (Estimador Mensual Industrial), verzeichnet im April einen interannuellen Rückgang von 2,3%, womit die Abnahme gegenüber dem Vorjahr in 4 Monaten 2017 2,4% beträgt. Der Index der Industrieproduktion des privaten Institutes FIEL hatte für April einen interannuellen Rückgang von 2% ergeben. 

			***

			Der Index der Bauwirtschaft ISAC (Indice Sintético de la Actividad de la Construcción), den das INDEC ermittelt, verzeichnet im April eine interannuelle Zunahme von 10,5%, womit die ersten 4 Monate 2017 um 3,8% über dem Vorjahr lagen. Die für Bauten genehmigte Fläche lag im April um 9,4% über dem Vorjahr, was darauf hinweist, dass auch die private Bautätigkeit in Schwung gekommen ist. Der Construya-Index, den die Lieferanten von Baumaterialien auf Grund ihrer Lieferungen aufstellen, lag im April um 6,6% über dem Vorjahr. Doch bei Zement lag die interannuelle Zunahme bei 12% und bei Asphalt bei 80,6%, was den Sprung bei öffentlichen Bauten, besonders Straßen, zum Ausdruck bringt.

			***

			Die mit Tabak bebaute und geerntete Fläche lag dieses Jahr um 20% unter 2016, und die Tabakproduktion nahm um 14% ab, berichtet die Consulting-Firma “Economía & Regiones”. Mit 93.671 Tonnen wurde die niedrigste Produktion der letzten 25 Jahre erreicht. 

			***

			Im Mai wurden 50.627 Motorräder in das offizielle Register eingetragen, 40,2% über dem gleichen Vorjahresmonat und 4,3% über April 2017, berichtet die Kammer der Motorradfabrikanten. Diese Eintragungen entsprechen dem Verkauf der Agenturen an ihre Kunden. In 5 Monaten 2017 waren es 276.304 Einheiten, 44,2% über dem Vorjahr. An erster Stelle bei den Motorradlieferanten steht Zanella, mit einem Marktanteil von 16%, gefolgt von Honda. 

			***

			Die Zahl der Automobile, Lastwagen und Kleinlaster, die im Lande eingetragen sind, beträgt per Ende 2016 12,5 Mio., 4,1% mehr als ein Jahr zuvor, berichtet der Verband der Fabrikanten von Kfz-Zubehörteilen AFAC. Davon entfallen 85,8% auf Automobile, 10,7% auf kleine Lastwagen und 3,5% auf große. Wenn man nur die Automobile berücksichtigt (10,6 Mio.), dann entfällt ein Automobil auf 4 Einwohner, was ein international hoher Koeffizient ist, der auf mehr Wohlstand hinweist, als allgemein berichtet wird.

			***

			Das private Institut IERIC (Instituto de Estadística y Registro de la Construcción), das zuverlässige Erhebungen über die Bauwirtschaft durchführt, gab bekannt, dass im März 2017 394.409 Arbeitnehmer in der Branche beschäftigt waren, 6,9% über dem Vorjahr und 3,5% über dem Vormonat. Somit wurden im März 2017 13.500 zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen. Gegenüber dem Vorjahr sind es 25.458 mehr.

			***

			Das Schatzamt hat in der Vorwoche Schatzscheine für u$s 1,5 Mrd. untergebracht, zu 2,84% bei Schatzscheinen auf 179 Tage, 3,17% bei 360 Tagen und 3,34% bei 452 Tagen. Für jede der drei Fristen wurden u$s 500 Mio. ausgegeben. Von den 8414 Kauffordern, die eingegangen sind, entfallen 87% auf Beträge unter u$s 50.000. 

			***

			Im Laufe dieses Jahres haben Großunternehmen Schulden im Ausland für u$s 3,5 Mrd. aufgenommen, zu Zinsen die um 2 bis 3 Prozentpunkte über denen liegen, die der Staat in letzter Zeit gezahlt hat, berichtet die Consultingfirma Quantum, geleitet von Daniel Marx.

			***

			Das Direktorium der ZB hat die Übernahme von 100% der Aktien der Filiale der Deutschen Bank in Argentinien (Deutsche Bank S.A.) durch die Bank Comafi genehmigt, die im August 2016 von den Parteien vereinbart worden war. Die Deutsche Bank war nach dem Ausstieg aus dem lokalen Bankgeschäft nur noch als Grossistenbank in Argentinien tätig. 

			***

			Die Milchindustrie hat unlängst 368 Tonnen Butter aus Uruguay eingeführt, um den Bedarf decken zu können. Letztes Jahr sank die Milchproduktion als Folge von schweren Überschwemmungen in der Milchgegend von Santa Fé um 12,5% auf 9,89 Mrd. Liter. 2016 waren 122 Tonnen Butter importiert worden

			***

			Die Regierung hat den Notstand für die Produktion von Äpfeln und Birnen in den Provinzen Río Negro und Neuquén erklärt, nach dem sie durch Gesetz 27.354 dazu ermächtigt wurde. Das bedeutet an erster Stelle eine Hinausschiebung der Steuertermine. Die Produktion befindet sich seit einigen Jahren in einer tiefen Krise, wegen des Ausfalls, bzw. starker Verringerung, der Lieferungen nach Russland und Brasilien.

			***

			Arbeitsminister Jorge Triaca erklärte, die im Jahr 2016 verlorenen legalen Arbeitsplätze seien schon aufgeholt worden. Unter der Macri-Regierung seien zunächst 110.000 formelle Arbeitsplätze verloren gegangen, doch gemäß dem SIPA-Register (das sich auf die Zahl derjenigen bezieht, die Sozialbeiträge leisten), sei der Verlust voll ausgeglichen worden, und es habe schon eine Beschäftigungszunahme eingesetzt, mit ca. 250.000 Beschäftigten mehr als 2015. Allein das Haushaltspersonal habe um 74.500 Personen zugenommen, was zum Teil auch auf Legalisierungen zurückzuführen ist. Am meisten sei die Beschäftigung bei der Bauwirtschaft gestiegen, die vorher 55.000 Arbeitsplätze verloren hatte.

			***

			Die Erdöl- und Gasförderung aus dem nicht konventionellen Lager von Vaca Muerta hat stark zugenommen. Gemäß einer Studie der Consulting-Firma Hub Energía wurden im 1. Quartal 2017 66 Bohrungen in dieser Gegend vollzogen, 24 weniger als in der gleichen Vorjahresperiode. Doch dank der horizontalen Bohrungen, die in der Tiefe von den vertikalen ausgehen, lag die Förderung von Erdöl um 40% und die von Gas im März 2017 um 26% über dem Vorjahr. Bei Gas stellt die Produktion von “shale gas” (Schiefergas, das im Gestein enthalten ist) mit 5,65 Mio. cbm im März 2017 4,6% der gesamten Gasförderung des Landes dar, während die Produktion von “tight gas” (das im Sand enthalten ist) mit 23,3 Mio. cbm. 19% der gesamten landesweiten Förderung ausmacht.

			***

			Der Export von Äpfeln und Birnen aus dem Tal des Río Negro lag im 1. Quartal 2017 mit 140.668 Tonnen um 18,5% unter dem Vorjahr, das auch schon einen starken Rückgang verzeichnet. Der größte Käufer von Äpfeln war dieses Jahr Paraguay, mit 2983 Tonnen, gefolgt von Russland mit 2729 Tonnen und Brasilien mit nur 1600 Tonnen. Brasilien hatte in der gleichen Vorjahresperiode 8000 Tonnen gekauft. Bei Birnen steht Russland dieses Jahr mit 29.651 Tonnen an erster Stelle, gefolgt von Brasilien mit 29.139 Tonnen, den Vereinigten Staaten mit 23.547 Tonnen und Italien mit 17.188 Tonnen. Gleichzeitig wurden dieses Jahr 195 Tonnen Äpfel importiert, zum größten Teil aus Chile. 

			***

			Der Verkauf von Waren für die Ausstattung von Haushalten lag in den ersten vier Monaten 2017 über der gleichen Vorjahresperiode, berichtet die Consulting-Firma GFK. Bei Fernsehapparaten und dazu gehörenden Geräten betrug die Zunahme in Einheiten 9,14%, bei Eisschränken und Waschmaschinen 8,52%, bei Luftkühlanlagen 2,18%, bei Staubsaugern u.a. kleineren Geräten 8,7%. 

			***

			Nachdem die ZB jetzt die Verzinsung von Kontokorrentdepositen zugelassen hat, bereiten sich angeblich einige Banken vor, um größere Depositen dieser Art zu verzinsen, allerdings mit einem niedrigeren Satz als bei Fristdepositen.

			***

			Das staatliche bolivianische Erdölunternehmen YPFB wird ab Juni die Gaslieferungen nach Argentinien wesentlich erhöhen, erklärte der Präsident des Unternehmens, Guillermo Achá. Es sollen bis zu 23,9 Mio. cbm. pro Tag sein. Die staatliche Enarsa hat auch schon den Gasimport aus Chile verpflichtet (das teurer als das aus Bolivien ist, aber billiger als das per Schiff importierte verflüssigte Gas), und kann jetzt genauer schätzen, wie viel Gas aus Chile noch notwendig ist, um den Bedarf zu decken. 

			***

			Steuerfachleute arbeiten im Industrieverband “Unión Industrial Argentina” an einer Reform des Steuerstrafgesetzes vom Jahr 1990, das Haftstrafen bei Hinterziehungen von Bedeutung vorsieht. Einmal ist der Mindestbetrag der Hinterziehung, den das Gesetz für die Haftstrafe vorsieht, mit $ 400.000 wegen der Inflation stark zurückgeblieben.Die Expertenkommission schlägt vor, ihn auf tausend Mindestlöhne festzusetzen, und ausserdem auf Fälle zu begrenzen, bei denen die Hinterziehung den Betrag der Steuer, die hätte gezahlt werden müssen, um 40% übertrifft. Es ist anzunehmen, dass ein Gesetzesprojekt auf dieser Grundlage keinen Widerstand im Parlament haben wird.

			***

			Präsident Mauricio Macri hat den Mitgliedern der Kommission für die Rinderwirtschaft (“Mesa de ganados y carnes”) persönlich die Auszahlung der rückständigen Rückvergütungen für Rindfleischexporte versprochen, die ca. U$s 12 Mio. ausmachen. Diese Subventionen wurden dabei auch rückwirkend ab 1. Januar 2017, auf 2,5% bis 4% des Exportwertes festgesetzt. Doch jetzt soll noch eine zusätzliche Rückvergütung von 1,8% für zwei Jahre ab Januar 2017 eingeführt werden. Außerdem wurde auf die Notwendigkeit hingewiesen, die Gewichtszunahme bei Ochsen zu fördern, nachdem schwere Ochsen beim Export nachgefragt sind. Das Gewicht, das jetzt bei Schlachtungen 300 bis 350 kg beträgt, kann um 100 kg erhöht werden, womit mit dem gleichen Rinderbestand mehr Fleisch erzeugt wird. Bei der Unterredung mit dem Präsidenten wurde das neue Kontrollsystem gewürdigt, das in einer Anzahlung auf die MwSt. und die provinzielle Bruttoumsatzsteuer besteht, um die Schlachtung zu genehmigen. Das wird laut AFIP-Direktor Alberto Abad in 99% der Fälle eingehalten. Schließlich wurde noch ein Beschluss unterzeichnet, der sich auf die obligatorische Einrichtung elektronischer Waagen bei den Schlachthöfen bezieht, womit das Gewicht der Tiere und das ganze Verfahren bei den Schlachthöfen kontrolliert wird. Diese Initiative war schon vor 20 Jahren aufgekommen, konnte jedoch bisher wegen des Widerstandes von Landwirten, Schlachthäusern und Grossisten des Fleischhandels (“matarifes”) nicht durchgesetzt werden.

			***  

			Die Kammer der Motorradfabrikanten (CAFAM) hat mit der Regierung (dem Kabinettschef und dem Produktionsminister) ein Abkommen über Fabrikation und Beschäftigung in dieser Industrie abgeschlossen, das sich auf eine Erhöhung der lokalen Fabrikation, mit mehr lokal erzeugten Teilen und mehr Exporten bezieht. Das Zollschema, das sich gegenwärtig nach dem Zylindergehalt richtet, soll dahingehend geändert werden, dass eine Differenz von 15 bis 20 Prozentpunkten (je nach Zylindergröße) zwischen einem fertigen Motorrad und den Teilen für seine Fabrikation festgesetzt wird. Dies soll beiläufig auch die Kosten der lokal erzeugten Motorräder senken. Die lokalen Motorradfabrikanten haben sich dabei verpflichtet, die Kapazität der Fabriken zu erweitern und das Netz der Zulieferer zu fördern.

			***

			AFIP-Direktor Alberto Abad hat mit dem Vizekanzler von Panama, Luis Miguel Hincapié, die Lieferung von Daten über Bankkonten und Güter von Personen ab 2018 vereinbart, die in Argentinien steuerpflichtig sind. Bisher hatte sich die Regierung von Panama nie dazu bereit erklärt. Doch nachdem die OECD das Land bedroht hat, es als Steuerparadies zu erklären, was mit Unannehmlichkeiten verbunden ist, hat die Panama-Regierung der Übergabe dieser Information zugestimmt. 

			***

			Die Regierung hat beschlossen, den dritten Fernverbindungssatelliten, benannt Arsat 3, zu erzeugen und in Betrieb zu nehmen. Dieser Satellit soll ganz Argentinien decken und besonders die Verbindung des Mobiltelefonsystems G4 im ganzen Land sichern. Unter der vorangehenden Regierung war bestimmt worden, dass dieser Satellit 2019 in Betrieb genommen wird, wobei zu diesen Zweck Verträge mit den Unternehmen Airbus, Thales und Arianespace abgeschlossen wurden, für je u$s 15 Mio, u$s 49 Mio. und u$s 72 Mio. Die Verträge wurden unter der Macri-Regierung revidiert, wobei die Frist für die Inbetriebnahme auf 2020 verschoben wurde. Der Bau des Satelliten wird vom lokalen Technologieunternehmen INVAP vollzogen, das 1976 unter der Militärregierung geschaffen wurde und der Provinz Río Negro gehört. INVAP hat schon den Satelliten Arsat 2 gebaut.

			***

			Die Regierung hat am Dienstag einen Kredit der Banco Nación von $ 750 Mio. für die Provinz Santa Cruz zugesagt, der in drei Teilen schrittweise ausgezahlt werden soll. Die Mittel stammen aus dem Treuhandfonds für die provinzielle Entwicklung, den die Banco Nación verwaltet. Doch als Bedingung hat sich die Provinzregierung zu einem Sanierungsprogramm der regionalen Finanzen verpflichtet, das nächste Woche unterzeichnet werden soll. 

			***

			Die diesjährige Olivenproduktion wird vom Verband der Produzenten (Asolcat) auf 85.000 Tonnen geschätzt, 25% über dem Vorjahr. Der Anbau von Olivenbäumen wurde in den 80er und 90er Jahren des vorigen Jahrhunderts durch großzügige Steuervergünstigungen angespornt. Das Problem besteht jetzt bei der Unterbringung einer so hohen Produktion, wobei es hier besonders wichtig ist, dass die brasilianische Wirtschaft sich erholt. Von der gesamten Olivenproduktion werden bis zu 75.000 Tonnen für die Speiseölproduktion bestimmt.

			***

			Lateinamerikanische Wirtschaft

			Brasiliens Präsident Michel Temer hat seine Stellung gefestigt und erneut erklärt, dass er bis zur Regierungsübergabe an einen gewählten Präsidenten im Januar 2019 weiter regieren werde. Angeblich hat er dabei die Unterstützung des ehemaligen Präsidenten Fernando Henrique Cardoso u.a. Spitzenpolitiker erhalten. Er erklärte bei einem Seminar mit Großunternehmern, dass es für Brasilien keinen Plan B gebe. Seine Regierung sei entschlossen, die Reformen weiterzuführen, die das Land verändern und neue Möglichkeiten für Unternehmen schaffe. Er werde keine Rückkehr zu populistischen Maßnahmen erlauben. Außenminister Aloysio Nunes Ferreira erklärte, die von Temer sei keine Übergangsregierung, sondern eine mutige Reformregierung.

			***

			Der Finanzminister von Brasilien, Henrique Meirelles, erklärte, die Wirtschaft des Landes befinde sich in einer Wachstumsphase, nach der schlimmsten Rezession, die das Land je erlebt habe, die tiefer als die von 1929 gewesen sei und auch länger gedauert habe. Er betonte, dass das erste Quartal eine bedeutende BIP-Zunahme gegenüber dem 4. Quartal 2016 aufweise.

			***

			Geschäftsnachrichten

			Cencosud

			Dieses Holding, das die Supermärkte Jumbo, Disco und VEA, sowie die Baumarktkette Easy betreibt, die Produkte für die Ausstattung von Haushalten u.a. bietet, und ebenfalls Shopping-Centers besitzt, hat das Amtsverfahren eingeleitet, um einen neuen Supermarkt mit Shopping-Center, plus drei Hochhäuser von 14 Stockwerken und sechs Wohnanlagen auf einem Gelände von 20 ha im Vorort San Isidro zu errichten. Dies wurde vorerst von der chilenischen Zeitung Diario Financiero berichtet. Das Gelände wurde früher von Obras Sanitarias genutzt und liegt an der Straße Centenario bis Marinsala und von Tomkinson bis Mosconi. Die Investition für dieses Projekt wird von Dritten auf ca. u$s 600 Mio. geschätzt.

			Telecom

			Die Familie Werthein steigt aus Telecom Argentina aus. Diese Firma wird vom Holding Sofora kontrolliert, das zu 68% dem Konzern Fintech gehört (vom Mexikaner David Martínez) und zu 32% der Werthein-Gruppe. Sofora besitzt 54,74% der argentinischen Telecom, die ANSeS 25% und der Rest ist über die Börse unter Kleinaktionären verstreut. Fintech hat in der Vorwoche 17% des Wertheinpaketes bei Sofora übernommen und wird gelegentlich auch die verbleibenden 15% übernehmen, womit David Martinez über Fintech dann das gesamte Aktienkapital von Sofora besitzt und die volle Kontrolle von Telecom übernimmt. Zunächst sind Dario und Adrian Werthein als Direktoren von Personal (dem Mobiltelefonunternehmen von Telecom) und Gerardo Werthein als stellvertretender Direktor, zurückgetreten. Die Wertheinfamilie hatte 2003 das Aktienpaket von France Telecom von Sofora gekauft. Fintech hatte Jahre danach das Aktienpaket von Telecom Italia von Sofora für u$s 960 Mio. gekauft, wobei das Geschäft erst Jahre später, im März 2017, von der argentinischen Behörde genehmigt wurde. Ein Grund für die Verzögerung wurde nie angegeben.

			Sancor

			Die schwere Krise dieses Großunternehmens der Milchindustrie, das zweitgrößte nach Mastellone Hnos. (Marke “La Serenínsima”), das formell eine Genossenschaft von Milchlandwirten ist, verschärft sich von Tag zu Tag. Das Unternehmen betreibt 12 Fabriken, von denen drei in den letzten Monaten geschlossen wurden, und beschäftigt ca. 4000 Arbeitnehmer, die schon vor der Krise viel zu viele waren. Die Struktur des Unternehmens ist bei weitem überdimensioniert, ganz besonders bei einer Auslastung der Kapazität von ca. 20%, wie sie gegenwärtig besteht. Sancor erhält 700.000 Liter Milch pro Tag, weit unter den 3,5 Mio., die früher normal waren. Die Firma hat Schulden von $ 6 Mrd., die unbezahlbar sind. 6000 Schecks konnten nicht gedeckt werden, und dem Personal schuldet das Unternehmen die Löhne vom April und einen großen Teil vom März und Februar. Die Regierung hat Sancor eine Hilfe von $ 450 Mio. zugesagt, die jedoch an einen Sanierungsplan gebunden ist, der noch nicht vorgelegt wurde. Gegenwärtig wird die Umwandlung in eine Aktiengesellschaft erwogen, um die Firma als Ganzes verkaufen zu können. Angeblich gibt es Interessenten: Lala (Mexiko), Fonterra (Neuseeland), Conaprole (Uruguay) u.a. Eine andere Lösungsmöglichkeit, die auch erwogen wird, besteht in einer Verkleinerung, mit Verkauf mehrerer Fabriken und einer drastischen Verringerung der Belegschaft. Für drei Fabriken, die seit drei Monaten nicht mehr tätig sind, (in Centeno, Provinz Santa Fé, und Coronel Moldes und Brinkmann, in Córdoba) soll es Interessenten geben. Eventuell soll der Vicentin-Konzern (der als Haupttätigkeit Speiseöl erzeugt und exportiert), der 2016 schon 90% der Produktion von Joghurt, Desserts u.dgl. übernommen hat, an weiteren Käufen von Teilen des Unternehmens (eventuell der ganzen Firma) interessiert sein. Wenn in Kürze keine Lösung gefunden wird, dann droht der Konkurs und die Schließung. Das will die Regierung vermeiden, ebenfalls die Provinzregierungen von Santa Fé und Córdoba, wobei sie jedoch nicht bereit ist, Geld beizutragen, um den bestehenden Zustand zu erhalten. Am Dienstag hat die außerordentliche Generalversammlung der Genossenschaft einstimmig einen sogenannten “Plan Sancor” angenommen, der nicht in Einzelheiten bekanntgegeben wurde, jedoch grundsätzlich in Sanierungsmaßnahmen besteht, und sich einen Treuhandfonds schafft, der mit der Regierung den Einsatz der zugesagten $ 450 Mio. bestimmen soll. Außerdem sollen “strategische” Partner aufgenommen werden. Die Umwandlung in eine Aktiengesellschaft wurde abgelehnt. Das kritische finanzielle Problem bleibt dabei ungelöst.

			SAP

			Dieses deutsche Technologieunternehmen, das sich vornehmlich mit Informatik-Software befasst, und dabei weltweit eine führende Stellung einnimmt, hat in der Vorwoche in Orlando, USA, das Seminar Sapphire 2017 organisiert, an dem sich 20.000 Personen aus 79 Ländern beteiligt haben, wobei weitere 150.000 die Konferenz über Internet verfolgt haben. Dabei wurde das Ökosystem Leonardo vorgestellt, mit dem die Unternehmen ihre Präsenz bei der digitalen Erneuerung vorantreiben. Dieses System wird von SAP als ein digitales Innovationssystem vorgestellt, dass differenzierte Softwarefähigkeiten beim maschinellen Lernen kombiniert, mit Internet der Dinge, Big Data und Blockchain, die in der Wolkenplattform von SAP entwickelt werden. Die einzelnen Dienstleistungen von SAP gab es schon vorher; aber mit Leonardo soll erreicht werden, dass sie alle zusammen arbeiten können. Unter den Technologien, die SAP beim Leonardo-System einschließt, befinden sich auch solche, die sich auf die Landwirtschaft beziehen, wie die Fernbeobachtung der Saaten und auch die Ermittlung der Wahrscheinlichkeit einer Überschwemmung. SAP hat 350.000 Kunden auf der ganzen Welt, und hat im ersten Quartal 2017 700 neue Kunden in Lateinamerika aufgenommen. 80% der SAP-Kunden sind kleine und mittlere Unternehmen. Die Entwicklung des Systems Leonardo hat SAP u$s 50 Mrd. gekostet.

			ECOPEK

			Dieses Unternehmen betreibt eine Anlage im Vorort Pacheco, in der sie 15.000 Jato gebrauchte Kunststoffflaschen verarbeitet, so dass das Polyethylenterephtalat (PET) wieder für die Fabrikation neuer Flaschen eingesetzt werden kann. Es handelt sich um das erste Unternehmen des Landes auf diesem Gebiet. Der Prozess, benannt “bottletobottle” beginnt mit der Abladung der Lastwagen mit großen Paketen von Kunststoffflaschen, die schon gepresst worden sind. Auf einem Laufband wird dieses Material dann befördert, wobei es zunächst gewaschen, dann gemahlen und schließlich in einem Pellet verschmolzen wird. Der ganze Prozess wird eingehend geprüft, um zu vermeiden, dass das neugewonnene PET irgendwelche Schmutzreste enthält. Bisher konnte bereits gebrauchtes PET nur für Besen, Textilfasern zur Beimischung mit Baumwollgarnen u.dgl. verwendet werden. Doch dies reicht nicht aus, um das ganze PET-Angebot aufzunehmen. Hingegen besteht eine Nachfrage nach PET-Flaschen von 12 Mio. Flaschen pro Tag. Die Neuverwendung des gebrauchten PET erlaubt, 75% der Energie zu sparen, und den Ausstoß von Gasen, die zur Erwärmung des Planeten beitragen, im gleichen Ausmaß zu verringern. Außerdem werden dabei um die 40.000 PET-Flaschen von den Straßen, Bächen und Müllhalden entfernt. Das Hauptproblem, das gegenwärtig auf diesem Gebiet besteht, liegt darin, dass nur ca. 25% der Flaschen für diese Neuverwendung sortiert werden. Hier fehlt eine gesetzliche Norm.

			Honda

			Diese japanische Firma hat eine Investition von u$s 12 Mio. in ihrer argentinischen Fabrik angekündigt, um die jährliche Motorradproduktion unmittelbar von 70.000 auf 140.000 Einheiten und dann auf 200.000 Einheiten im Jahr 2020 zu erhöhen. Gleichzeitig soll die Verarbeitung von lokal erzeugten Teilen von gegenwärtig 13% auf 21% erhöht werden. 

			Carozzi-Bonafide

			Der chilenische Schokoladenfabrikant Carozzi hat die lokale Bonafide für u$s 35,5 Mio. übernommen. Carozzi hatte schon bis 2012 zusammen mit Molinos Rio de la Plata über die Firma Companía Argentina de Los Andes (CALA) eine Beteiligung an Bonafide. Doch 2012 verkaufte Carozzi seinen Anteil an der Firma für u$s 8 Mio, so dass der Anteil von Molinos von 49,83% auf 99,66% stieg. 2015 verkaufte Molinos dann an die chilenische Gruppe Bofill, die jetzt an Carozzi verkauft hat.

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Staatsfinanzen mit gefährlich zunehmendem Defizit

			Das Schatzamt weist für April 2017 ein Gesamtdefizit von $ 49,02 Mrd. aus, 187% mehr als im gleichen Vorjahresmonat. In vier Monaten waren es $ 119,65 Mrd., 47% mehr als im Vorjahr. Bis März war das Ergebnis günstiger, weil die hohen Steuereinnahmen der Weißwaschung hinzugekommen sind, die ab April nicht mehr vorhanden sind. In Wirklichkeit ist das Defizit noch höher, weil bei der Rechnung die Abhebung des ZB-Gewinnes und der Gewinne des Sonderfonds der ANSeS hinzugezählt werden. 

			Der ZB-Gewinn ist jedoch ein reiner Buchgewinn, der sich bei der Buchung der ZB-Reserven in Pesos infolge der Abwertung ergibt. Hier muss außerdem noch bemerkt werden, dass auch dieser Buchgewinn dieses Jahr praktisch verschwindet, weil er von den hohen Zinsen auf die Lebac-Titel aufgesogen wird. 

			Der Lebac-Bestand der ZB steigt bis Ende 2017 voraussichtlich auf ca. $ 900 Mrd., und die Zinslast wird für 2017 um die $ 200 Mrd. liegen, was in der Größenordnung dem ZB-Gewinn entspricht. Die meisten Wirtschaftler rechnen dabei sogar mit einem negativen Ergebnis, das somit zum normalen Defizit des Schatzamtes addiert werden muss. Bei richtiger Buchführung müssen die ganzen $ 200 Mrd. der Lebac-Zinsen als “quasifiskalisches” Defizit betrachtet werden. Ohne die Lebac-Ausgabe, mit der Liquidität aufgesogen wird, wäre die monetäre Expansion viel höher. Mit Ausgabe von Lebac-Wechseln hält die ZB die Jahreszunahme der monetären Basis um die 35%; ohne dies wären es weit über 40%, und das würde die Inflation noch mehr anspornen. Die ZB ist dabei gezwungen, die Zinsen zu zahlen, bei denen die Banken die Lebac übernehmen; sie kann somit hier nicht willkürlich handeln, und die Kritik, dass sie die Zinsen zu hoch ansetzt, geht am monetären Problem vorbei. 

			Das primäre Defizit (ohne Zinsen) beträgt im April 2017 $ 18,66 Mrd., 71% über dem gleichen Vorjahresmonat, und in vier Monaten 2017 $ 60 Mrd, nur 6% über dem Vorjahr. Doch die Zinslast ist sprunghaft in die Höhe gestiegen, mit $ 30,35 Mrd., ganze 391% über dem Vorjahr. In vier Monaten 2017 waren es $ 59,64 Mrd., 140% über dem Vorjahr. Hier kommt einmal die Anerkennung der Schuld gegenüber den Holdouts und dann die Neuverschuldung zum Ausdruck, wobei noch die Wirkung der Abwertung hinzukommt, die den Pesobetrag noch mehr in die Höhe treibt. 

			Die gesamten Einnahmen des Bundesstaates lagen im April mit $ 159,56 Mrd. um 35% über dem gleichen Vorjahresmonat. Von diesen Einnahmen entfallen $ 148,93 Mrd. (gleich 93,3%) auf Steuern, einschließlich Sozialabgaben und Gebühren. Die restlichen $ 10,63 Mrd. sind ZB-Gewinne und Abhebungen des Gewinnes des ANSeS Sonderfonds. 

			Die gesamten Ausgaben lagen im April mit $ 178,22 Mrd. um 38% über dem Vorjahr.Von den Ausgaben entfallen $ 91,98 Mrd. (33% mehr als im Vorjahr), auf Sozialausgaben (besonders Pensionen und Hinterbliebenenrenten), $ 19,98 Mrd. auf Kapitalausgaben (67% mehr als im Vorjahr) und $ 66,26 Mrd. auf andere laufende Ausgaben (38% über dem Vorjahr). Die starke Zunahme der Kapitalausgaben, die sich auf Staatsinvestitionen beziehen, bringt die stark erhöhte Inangriffnahme oder die intensivere Weiterführung vom Straßenbau u.a. Staatsinvestitionen zum Ausdruck. Auffallend ist, dass das Defizit der Staatsunternehmen im April um 89% über dem Vorjahr lag. Die Ersparnis bei den Subventionen für öffentliche Dienste, die als Folge der Tariferhöhungen nur um 24% gestiegen sind, viel weniger als die anderen Ausgabenposten, hat das Gesamtergebnis wenig beeinflusst 

			In vier Monaten 2017 stiegen die Gesamtausgaben um 35%, wie im April. Doch dabei war die Zunahme bei den Sozialausgaben mit 40% höher, bei den Subventionen öffentlicher Dienste hingegen mit 7% wesentlich niedriger, die der Kapitalausgaben mit 45% auch geringer als im April (weil die Staatsinvestitionen erst im April in Schwung gekommen sind) und die Zuwendungen an die Provinzen mit 116% viel höher als im April, weil vielen Provinzen geholfen werden musste, damit sie ihre Gehälter bezahlen können. Die Regierung hat unlängst mit den Provinzen vereinbart, dass sie ihnen nur noch finanziell beisteht, wenn sie ihrerseits Anstrengungen unternehmen, um ihre Finanzen in Ordnung zu bringen. Eben weil sich die Provinz Santa Cruz weigert, sich in diesem Sinn zu verpflichten, erhält sie nicht die notwendigen Mittel, um ihre Megakrise zu überwinden. 

			Die Staatsinvestitionen werden zunehmend mit Krediten der Weltbank und der Interamerikanischen Entwicklungsbank finanziert. Sofern dies zahlungsbilanzmäßig nicht mit einem Defizit der Leistungsbilanz ausgeglichen wird, auch mit Kapitalflucht, führt dies zu einer Reservenzunahme, die auch eine expansive monetäre Wirkung herbeiführt. Nur ist es so, dass bei zunehmenden Reserven nicht gegen den Dollarkurs spekuliert wird, weil die ZB die Mittel hat, um ihn zu kontrollieren. Und das ist bei einer Wirtschaft, in der die Inflation zunächst verwaltet werden muss, sehr wichtig.

			Schatzminister Nicolás Dujovne weist in einer Mitteilung mit, dass das primäre Defizit in vier Monaten 0,6% des Bruttoinlandsproduktes betrage, was 14% des Plansolls von 4,2% für ganz 2017 ausmacht. Wenn man jedoch das gesamte Defizit, mit Zinsen, nimmt, dann steigt das Defizit der ersten vier Monaten auf 1,2% des BIP. Doch auch das wären auf das ganze Jahr hochgerechnet nur 3,6%, Aber dabei muss man berücksichtigen, dass das Defizit in den ersten vier Monaten von Monat zu Monat gestiegen ist, und sich voraussichtlich in den fehlenden 8 Monaten etwa auf dem Stand von April hält. Und dann gelangt man weit über die 4,2% des BIP. Und wenn man Zinsen hinzurechnet, und auch das quasifiskalische Defizit der ZB, und den Gewinn des ANSeS-Fonds abzieht (der den Rentnern und nicht dem Schatzamt gehört), dann gelangt man auf über 8% des BIP, und das ist gefährlich viel. Dabei muss einmal intensiv an der Ausgabensenkung gearbeitet werden, und Steuersenkungen kommen nicht in Frage.

			Indessen sind wir der Meinung, dass das BIP mit etwas über u$s 12.000 pro Einwohner zu niedrig veranschlagt wird. Wenn man verschiedene Wohlstandsparameter nimmt, wie Nahrungsmittelkonsum (und besonders Konsum von Rindfleisch, Schweinefleisch und Geflügel), Stahl und Zementkonsum, Zahl der Automobile, Telefondichte, u.s.w., alles bezogen auf die Bevölkerung, und dabei die Korrelation zum BIP mit anderen Ländern vergleicht, gelangt man zu einem Pro-Kopf-Einkommen von zwischen u$s 15.000 auf u$s 20.000. Und dann wäre das Defizit, bezogen auf das BIP, auch geringer, aber immer noch untragbar hoch. 

			Die letzte strukturelle Berechnung des Bruttoinlandsproduktes stammt aus dem Jahr 1994. Inzwischen sind, vornehmlich als Folge der technologischen Revolution, so tiefgreifende Änderungen eingetreten, mit einer starken Zunahme der Dienstleistungen (die schwer zu messen sind), dass die Zeit für eine neue Berechnung reif ist.

			 

			 

		

	
		
			Wirtschaftsübersicht
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			Der Großangriff der Kirchners auf “Papel Prensa” ist beendet

			Der absurde Prozess, den die Kirchners gegen die für die Leitung der Zeitungen “La Nación” und “Clarín” verantwortlichen Personen, Bartolomé Mitre, Ernestina Herrera de Noble und Héctor Magnetto, eingeleitet hatten, ist beendet. Die zuständige Bundeskammer hat das Urteil von Bundesrichter Julián Ercolini bestätigt, das die Angeklagten freispricht und bestimmt, dass die Übernahme der Zeitungspapierfabrik “Papel Prensa” legal in Ordnung war, ohne Drohungen und ohne Gewalt, wie es in der Anklage hieß. 

			Es ist merkwürdig, dass hier ein Prozess eingeleitet wurde, ohne v orher vom Kläger, dem Staat, Beweise zu fordern. Es besteht kein Zweifel, dass Cristina Fernández de Kirchner die beiden Zeitungen bestrafen wollte, weil sie Kritik an ihrer Regierung übten, und man kann auch davon ausgehen, dass sie die Fabrik verstaatlichen oder über Strohmänner übernehmen wollte. Die Richter wurden, wie es bei den Kirchners üblich war, unter Druck gesetzt, und die einzige Möglichkeit, die ihnen verblieb, um nicht am Raubmanöver mitzuwirken, war eben, das Justizverfahren sehr langsam voranzutreiben, bis ihnen dann eine neue Regierung erlaubte, ein Urteil zu fällen, das sich strikt an das Gesetz und die Tatsachen hält. Die aggressive und widerrechtliche Verfolgung von “Papel Prensa” wirkte dabei auch als Abschreckung für andere Investoren. 

			Die Klage beruhte auf der Behauptung, dass der Besitzer der Zeitungspapierfabrik, David Graiver, und auch seine Gefährtin Lidia Papaleo (mit der er nicht verheiratet war, weil er schon eine Gattin hatte) unter Druck gesetzt und sogar gefoltert worden war, um ihn zu zwingen, sein Aktienpaket zu verkaufen. Dies ist frei erfunden, und wurde sogar von Isidoro Graiver, dem Bruder von David, dementiert. Tatsache ist, dass David Graiver das Unternehmen, mit einer halbfertigen Fabrik, verkauften musste, einmal, weil er kein Geld hatte, um die Errichtung zu vollenden, aber hauptsächlich, weil die Montonero-Terroristen die Rückgabe des Geldes forderten, das sie in seiner Bank deponiert hatten, was für Graiver Lebensgefahr bedeutete. Mit den Montoneros war kein Spaß zu machen.

			Die Graivers waren ursprünglich Immobilienmakler in La Plata. Dann kauften sie eine kleine Bank, die jedoch kaum lebensfähig war. David Graiver nahm dann Beziehungen zur Führung der Montonero-Terroristen auf, und bot ihnen seine Dienste an, um ihre erpressten Gelder, an erster Stelle die u$s 60 Mio., die für die Freigabe der Brüder Jorge und Juan Born gezahlt wurden, zu verwalten und auch ins Ausland zu überweisen. Der Umgang mit so hohen Summen ist nicht einfach, und auf alle Fälle brauchten die Montoneros eine Bank für diesen Zweck, bei der Überweisungen und Anlagen nicht auffallen. Doch 1976 hatten die Terroristen erfahren, dass Graiver ihr Geld vergeudet oder so angelegt hatte, dass er es ihnen nicht zurückgeben konnte, und setzten ihn unter Druck. Somit musste Graiver Aktiven verkaufen, darunter auch die halbfertige Zeitungspapierfabrik in San Pedro, am Paraná-Fluss. 

			Nachdem Graiver dem Verkauf zugestimmt hatte, kam er bei einem Flugunfall in Mexiko um. Es hieß dann auch, dass nicht er, sondern ein anderer umgekommen war, dem er seine Jacke gegeben hatte, wobei dann mit seinem “formellen” Tod die Verfolgung durch die Montoneros beendet war. Das ist gut möglich. Der Verkauf der Fabrikanlagen erfolgte dann am 2.11.1976 durch Lidia Papaleo (die eine Tochter mit Graiver hatte, die ihn beerbt hat, so dass sie im Namen dieser handelte), bei Mitwirkung von Rafael Ianover, ein Strohmann von Graiver, der Direktor der Firma war. Frau Papaleo erhielt u$s 7 Mio., und damit wollte sie die Schuld gegenüber den Montoneros zahlen, nachdem auch sie bedroht wurde. Das erfuhren die damals regierenden Militärs und nahmen sie fest, um die Zahlung zu verhindern. Doch das geschah erst mehrere Monate nach dem Verkauf der Fabrik und hatte mit diesem Geschäft nichts zu tun. Frau Papaleo hat den Fall auch nach der Militärregierung nicht vorgebracht, bis sie dann, 27 Jahre später (!), unter den Kirchners, das Märchen erzählte, auf dem u.a. die Anklage gegen die Leitungen der Zeitungen fußt. Sie hat dabei offensichtlich gelogen. Warum wohl? Drei Mal darfst du raten…

			Der Fall “Papel Prensa” hat eine lange Vorgeschichte. In den 70er Jahren bestand weltweit Mangel an Zeitungspapier, und dabei kam die Initiative auf, dieses Produkt in Argentinien zu erzeugen. Zunächst wurde die finnische Consulting-Firma Jaako Poyri für eine Studie verpflichtet, die zum Schluss kam, dass in Argentinien mit Holz von Pappeln und Fichten gutes Zeitungspapier zu internationalen Kosten erzeugt werden konnte. Dabei wurde dieses Holz auch nach Finnland gebracht, und mit einer bestehenden Fabrik Zeitungspapier damit erzeugt.

			1971, unter de Regierung von General Alejandro Agustín Lanusse, wurde die Errichtung der Fabrik ausgeschrieben. Gewinner war dabei der Zeitschriftenverleger Civita (Editorial Abril), der jedoch aufgab, bevor er die Fabrik begann, weil er nach Brasilien umsiedelte, und dann an David Graiver verkaufte, der von diesem Geschäft überhaupt nichts verstand. Graiver begann dann mit dem Bau, doch als er diesen stilllegte, fehlte noch der größte Teil. Ein Detail: die Ausschreibung bestimmte, dass die Fabrik in San Pedro errichtet werden musste, weil der damalige Innenminister Arturo Mor Roig (der später von den Montoneros ermordet wurde) von dort stammte. Es war kein guter Standort, weil die Fabrik dabei weit entfernt von den Pappelpflanzungen des Paraná-Deltas lag, so dass unnötige Transportkosten entstanden. Der richtige Standort wäre entweder Escobar oder Paranacito (in Entre Ríos) gewesen.

			1976 stand die Errichtung der Fabrik still, und der damalige Wirtschaftsminister José Alfredo Martínez de Hoz wurde mit dem Problem konfrontiert. Wenn er keine Entscheidung traf, so würde die im Anfangsstadium stehende Fabrik verrotten, und man würde ihm eine antiindustrielle Haltung vorwerfen. Außerdem war es ein gut fundiertes Projekt. Somit trat er mit den Verlagen der drei großen Zeitungen (La Nación, Clarín und La Razón) in Verbindung (die vierte, La Prensa, hatte kein Interesse), die das Projekt ursprünglich hatten studieren lassen, und überzeugte sie, dieses zu übernehmen, wobei der Staat eine Minderheitsbeteiligung behielt. Als Vertreter dieser Staatsaktien trat dann unter den Kirchners der berüchtigte Guillermo Moreno auf, der bei den Generalversammlungen die Mehrheitsaktionäre bedrohte, und dabei versuchte, die normale Entwicklung des Unternehmens zu behindern. Später verkaufte La Razón ihren Anteil an Clarín. 

			Anlässlich der Übernahme des Unternehmens durch die zwei genannten Zeitungsverlage, hat Martínez de Hoz bestimmt, dass Zeitungspapier weiter zollfrei importiert werden konnte, so dass kein Zeitungsverlag protestieren konnte. Das Unternehmen erhielt keine Sondervergünstigungen, wie sie bei denen üblich war, die sich dem damals geltenden Industrieförderungsregime angeschlossen hatten. Es war ein international konkurrenzfähiges Unternehmen. 

			Die Käufer bildeten die Aktiengesellschaft Papel Prensa und investierten danach stufenweise um die u$s 200 Mio., um zunächst 100.000 Jato Zeitungspapier zu erzeugen, und dann ca. 200.000 Jato. Dabei hat die Papierfabrik auch der Forstwirtschaft im Tigre-Delta einen großen Auftrieb gegeben. Die Fabrik wurde 1982 in Betrieb genommen und beliefert seither nicht nur die Zeitungen, deren Verlage die Fabrik besitzen, sondern auch andere, darunter auch das Argentinische Tageblatt. Das Papier ist gut und der Preis ist in Ordnung, wobei keine Lagerbestände notwendig sind (wie es bei importiertem Papier der Fall war), weil die Lieferungen kontinuierlich erfolgen. Diese Zeitungspapierfabrik war ein großer Erfolg der Industrialisierungspolitik, die sonst den Staat viel gekostet hat und auch mit Zollschutz verbunden war.

			 

			 

		

	